VwV-LP/Pr — Landesprivatisierungsprogramm

Verwaltungsvorschrift
des Sachsischen Staatsministeriums des Innern
Landesprogramm zum Erwerb von Anteilen an ausgegriindeten,
eigentumsorientierten Wohnungsgenossenschaften im Freistaat Sachsen
(VwWV-LP/Pr — Landesprivatisierungsprogramm)

Vom 4. Januar 1999
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1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

(1) Der Freistaat Sachsen unterstiitzt die Bildung individuellen Wohneigentums durch Ausgriindung
eigentumsorientierter Wohnungsgenossenschaften. Das Privatisierungsprogramm soll den Mietern den Beitritt zu
einer ausgegriindeten, eigentumsorientierten Wohnungsgenossenschatft bei einer tragbaren Belastung
ermdglichen.

(2) Zuwendungen werden unter den Voraussetzungen der Verwaltungsvorschrift des Sachsischen
Staatsministeriums des Innern tber die Férderung des Wohnungsbaus (Wohnungsbauférderbestimmungen —
WBF) vom 10. Dezember 1996 (SachsABI. S. 1185) gewahrt, soweit diese Vorschrift nichts anderes bestimmt.

2. Gegenstand der Férderung

Gefordert wird der Beitritt zu einer ausgegrindeten, eigentumsorientierten Wohnungsgenossenschaft durch einen
einmaligen Zuschuss zum Erwerb von Geschéftsanteilen (ZG).

Fur den Fall, dass zunachst eine Férderung nach dem Landesprivatisierungsprogramm erfolgte und danach zum
Erwerb der Genossenschaftswohnung eine Férderung nach dem Eigentumsprogramm des Freistaates Sachsen in
Anspruch genommen werden soll, ist der Zuschuss zum Erwerb von Geschéftsanteilen (ZG) zuriickzuzahlen.

3. Zuwendungsempféanger

Gefordert wird das neue Mitglied einer ausgegriindeten, eigentumsorientierten Wohnungsgenossenschatft durch
einen einmaligen Zuschuss zum Erwerb von Geschaftsanteilen (ZG).

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1. Forderfahige Wohnungen
Gefordert wird der Erwerb von Anteilen an einer Genossenschaft, wenn sich diese aus dem bereits bestehenden

Wohnungsbestand
a) einer Kommune oder eines Wohnungsunternehmens mit mehrheitlich kommunaler Beteiligung,
b) einer Wohnungsgenossenschaft,
c) des Landes oder

d) des Bundes
ausgrindet.

4.2. Forderfahige Personen

Gefoérdert wird der Erwerber eines Anteils an einer Wohnungsgenossenschaft. Der Zuwendungsempfanger darf
nicht bereits Gber Wohneigentum von angemessener Gré Be verfligen. Ausnahmsweise kann trotz verfligbaren
Wohneigentums geférdert werden (zum Beispiel im Falle eines Arbeitsplatzwechsels oder aus familidren
Grinden), wenn der Antragsteller alle zumutbaren MaBnahmen ergriffen hat, um insbesondere durch Ausbau und
Umbau sowie Erweiterung des Wohnraums eine angemessene Wohnflache zu erreichen und sich der
Antragsteller den Erlds als Eigenkapital anrechnen lasst, der im Falle einer VerduBerung des vorhandenen
Wohneigentums verbliebe.

4.3. Einkommensgrenze

Gefordert wird der Erwerber eines Anteils an einer ausgegriindeten, eigentumsorientierten
Wohnungsgenossenschaft nur, wenn das Gesamteinkommen im Sinne von § 25 Abs. 3 Zweites
Wohnungsbaugesetz (. WoBauG) vom 27. Juni 1956 (BGBI. | S. 523) in der Fassung vom 19. August 1994 (BGBI. |
S. 2137), zuletzt geandert durch Erstes SGB lll-Anderungsgesetz vom 16. Dezember 1997 (BGBI. | S. 2970, 2986),
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folgende Einkommensgrenze nicht berschreitet: 24 000 DM fiir einen Einpersonenhaushalt, 36 000 DM fiir einen
Zweipersonenhaushalt, zuziliglich 12 000 DM fiir jeden weiteren zur Familie rechnenden Angehdrigen.

Unwesentliche Uberschreitungen der Einkommensgrenzen im Sinne des § 25 Abs. 1 Satz 2 Il. WoBauG sind beim
Erwerb von Genossenschaftsanteilen zulassig. MaBgebend ist der Zeitpunkt der Antragstellung (§ 25 Abs. 1 Satz 3
IIl. WoBauG).

4.4. Familienangehdrige

Bericksichtigt werden Angehérige im Sinne von § 8 Il. WoBauG und Personen, mitdenen der Erwerber des
Genossenschaftsanteils in einer dauerhaften Lebensgemeinschaft lebt, wenn sie zum Zeitpunkt der Antragstellung
zum Familienhaushalt gehéren.

Zur Familie rechnet ein Kind,

a) wenn seine Geburt nach arztlicher Bescheinigung innerhalb von 6 Monaten erwartet wird,

b) wenn es bei der Lohn-/Einkommensteuer bei einer zum Familienhaushalt gehérenden Person
berlicksichtigt wird und die Einkiinfte des Kindes im Férderantrag beriicksichtigt werden.

5. Artund Umfang, H6he der Zuwendung

Einem neuen Mitglied einer ausgegriindeten, eigentumsorientierten Wohnungsgenossenschaft gewahrt die
Séachsische Aufbaubank GmbH einen Zuschuss zum Erwerb von Geschéftsanteilen (ZG). Ausgegriindete
Genossenschaften sind solche, die sich aus Wohnungsbestédnden der Gemeinden, der kommunalen
Wohnungsgesellschaften, von bestehenden Genossenschaften oder aus anderen bestehenden
Wohnungsbestanden bilden. Genossenschaften, die nach ihrer Griindung Uiberwiegend diese Bestande erwerben
oder nach ihrem, vom Genossenschaftsverband im Rahmen der Priifung nach § 55 ff Gesetz betreffend die
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (GenG) vom 1. Mai 1889 (RGBI. S. 55) in der Fassung vom

19. August 1994 (BGBI. | S. 2202), zuletzt gedndert durch Handelsrechtsreformgesetz vom 22. Juni 1998 (BGBI. |
S. 1474,1479), akzeptiertes Unternehmenskonzept erwerben werden, sind ausgegriindeten
Wohnungsgenossenschaften gleichgestellt.

Eigentumsorientierte Genossenschaften sind solche, bei denen die Satzung den Genossenschaftsmitgliedern
unwiderruflich das vererbliche Recht auf Erwerb des Eigentums an der von ihnen zu Wohnzwecken genutzten
Wohnung fir den Fall einrdumt, dass die Mehrheit der in einem Objekt wohnenden Genossenschaftsmitglieder der
Begriindung von Wohnungseigentum und VerduBerung der Wohnungen schriftlich zugestimmt hat
(Erwerbsoption). Der Zuschuss ZG betragt bis zu 3 500 DM fiir den Antragsteller sowie 500 DM fiir jeden weiteren
Familienangehérigen. Bei Genossenschaftsanteilen Gber 10 000 DM wird die steuerliche Eigenheimzulage
unabhangig davon, ob sie tatséchlich beim zustadndigen Finanzamt beantragt wurde, angerechnet. Die Férderung
betragt insgesamt héchstens 50 vom Hundert der Geschaftsanteile (aufgerundet auf volle hundert DM). Eine
Abtretung des Anspruches an die Genossenschatft steht einer Férderung nicht entgegen.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Voraussetzung fir die Férderung des Erwerbs eines Geschaftsanteils an einer Wohnungsgenossenschaft ist, dass
sich der Erwerber verpflichtet, den Férderbetrag zuriickzuzahlen, wenn er innerhalb von zehn Jahren nach seinem
Beitritt die Mitgliedschaft beendet, ohne eine genossenschaftliche Wohnung zu erwerben.

7. Verfahren

7.1. Antragstellung

Ein Antrag auf Férderung ist vom Erwerber von Geschéftsanteilen auf dem Vordruck der Séchsischen Aufbaubank
GmbH in kreisangehdrigen Kommunen bei der Wohnungsbaufdrderstelle des Landratsamtes, in Kreisfreien
Stédten bei der Wohnungsbauférderstelle der Stadtverwaltung zu stellen. Die Wohnungsbauférderstelle prift die
Vollstandigkeit des Antrags zum Erwerb von Geschéftsanteilen einer Wohnungsgenossenschaft. Die
Wohnungsbauforderstelle leitet die forderfahigen Antrdge mit einem Foérdervorschlag an die Sachsische
Aufbaubank GmbH weiter.

7.2. Bewilligung

Bewilligungsstelle ist die S&chsische Aufbaubank GmbH. Diese prift die Voraussetzungen fir die Vergabe eines
Zuschusses und stellt fest, ob die Férdervoraussetzungen erfiillt sind. Die Férderung erfolgt nach den
Wohnungsbauférderbestimmungen des S&chsischen Staatsministeriums des Innern vom 10. Dezember 1996
(SachsABI. S. 1185), sofern diese Vorschrift keine abweichende Regelung vorsieht. Ein Rechtsanspruch auf
Férderung besteht nicht. Die Zuwendungen auf der Grundlage dieser Vorschrift werden im Rahmen der
verfligbaren Haushaltsmittel und nach MaBgabe der Vorlaufigen Verwaltungsvorschrift des Sachsischen
Staatsministeriums der Finanzen fiir die Bewilligung staatlicher Zuwendungen nach § 44 Abs. 1 der Vorlaufigen
Séachsischen Haushaltsordnung (Vorl. VwV zu § 44 SGHO) vom 20. Oktober 1997 (S&chsABI. Sonderdruck

Nr. 13/1997) gewahrt. Die Bewilligungsstelle erteilt dem Erwerber eines Anteils an einer Genossenschatft einen
Bewilligungsbescheid. Dieser kann widerrufen werden, wenn die Férdermittel nicht innerhalb eines Jahres nach
Erteilung des Bewilligungsbescheides in Anspruch genommen worden sind. Ein einfacher Verwendungsnachweis
nach Nummer 6.6 der Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P)
(Anlage 2 zur Vorl. VWV zu § 44 S4HO) ist zugelassen.

8. Inkrafttreten

Die Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Januar 1999 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2000 auBer Kraft,
sofern ihre Geltungsdauer nicht zuvor verldngert worden ist. Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift des
Séachsischen Staatsministeriums des Innern ,Landesprogramm zur Privatisierung der kommunalen und
genossenschaftlichen Wohnungen sowie der Werkswohnungen® (VwV-LP/Pr. — Privatisierungsprogramm)> vom
10. Dezember 1996 (SachsABI. 1997 S. 21) in der Fassung vom 14. Dezember 1997 (SachsABI. 1998 S. 78) auBer
Kraft.

Dresden, den 4. Januar 1999

Der Staatsminister des Innern
Klaus Hardraht

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 11.01.1999 Seite 2 von 3


https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/197/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=68
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=3932&jabs=p44
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=3932&jabs=p44anl2
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/11098

VwV-LP/Pr — Landesprivatisierungsprogramm

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 11.01.1999 Seite 3von 3



	Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums des Innern  Landesprogramm zum Erwerb von Anteilen an ausgegründeten, eigentumsorientierten Wohnungsgenossenschaften im Freistaat Sachsen  (VwV-LP/Pr – Landesprivatisierungsprogramm)
	1.    Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
	2.    Gegenstand der Förderung
	3.    Zuwendungsempfänger
	4.    Zuwendungsvoraussetzungen
	5.    Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
	6.    Sonstige Zuwendungsbestimmungen
	7.    Verfahren
	8.    Inkrafttreten


